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220 Strafprozeßordnung. 8S§. 301. 302.

XX. Titel. Von dem Verfahren vor den Amts:
gerichten.

301. (Unterſuchungs führung) Die allgemeinen Beſtim¬
mungen der Tit. VI. bis XV. und VII. finden auch in den zur
Gerichtsbarkeit der Amtsgerichte gehörigen Strafſachen Anwendung,
ſoweit nicht eine Abweichung vom Geſetze verordnet iſt oder ſichaus der Natur der Sache ergibt.

Die Vorunterſuchung iſt auf die nothwendigſten Erhebungen zu
beſchränken. Sie unterbleibt , wenn die dem Amtsgerichte von der
Polizeibehörde übergebenen vorläufigen Erhebungen die Sache ſo
weit aufklären, als zur Vorbereitung der Hauptverhandlung oder
zur Einſtellung des Verfahrens nöthig iſt.

Daſſelbe geſchieht , wenn der Beſchuldigte die Beſchuldigung ohne
Beſchränkung zugeſteht.

Inſtruktion für die Amtsgerichte , das Verfahren in amtsgerichtlichen
Strafſachen btr., vom 30. Aug. 1864 R.B. Nr. 46.

1. Daß auch die allgemeinen Beſtimmungen der Tit. J. bis J. für
amtsgerichtliche Sachen gelten , iſt ſelbſtverſtanden. Haager C.B.
zu §. 300.

2. Die zur Gerichtsbarkeit der Amtsgerichte gehörigen Vergehen
find in Beil. J. der Ger. Vfſſg. und in den derſelben in Anm. beigefügten
Ziffern 29— 36 verzeichnet. — Solche Strafſachen find, wo thunlich,
durch vorläufige Erhebungen ſo weit aufzuklären , daß eine gerichtliche
Vor⸗U. unterbleiben kann: 8§. 36 der Dienſtvorſchr . für die St.A.
v. 17. Aug. 1864 R.B. Nr. 39.

3. In Polizeiübertretungsſachen, welche durch Geſ. v. 28. Mai
1864 R.B. Nr. 23 zur Gerichtsbarkeit der Amtsgerichte gewieſen
ſind, haben die Polizeibehörden die zur Vorbereitung der Hauptver¬
handlung nöthigen Erhebungen zu machen. Das weitere Verfahrenin derartigen Sachen ſ. ebendaſ. u. Vollz.Vdg. des Min. d. ,
Sept. 1864 R.B. Nr. 44.

4. In Zoll⸗ und Steuerſtrafſachen geſchieht die vorläufige Feſtſtel¬
lung des Thatbeſtandes durch die Finanzbehörden. In Forſtſtrafſa¬
chen richtet ſich das Verfahren nach den Forſtgeſetzen von 1834 und
1845. Inſtr. f. die Amtsgerichte $. 5. Geſetz v. 22. Juni 1837R.B. Nr. 20, das Verfahren in Steuerſtrafſachen betr., Art. 6. Vdg.
v. 22. Sept. 1864 R.B. Nr. 51, das Verf. in Steuer- und Zoll¬
ſtrafſachen btr., Art. 5. 6. 8. 11—16. 38.

302. (Antrag auf Unterſuchung. Beſchul digung.)
Der Antrag auf Einleitung einer Unterſuchung kann bei dem
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Amtsgerichte vorläufig auch ohne Bezeichnung eines Beſchuldigten
geſtellt werden.

Jedenfalls im Laufe der Vorunterſuchung muß aber die Perſon
oder Behörde, welche deren Einleitung beantragt hat, wenn die

Verfolgung gegen eine beſtimmte Perſon gerichtet werden ſoll,
ſchriftlich oder zu Protokoll eine beſtimmte Beſchuldigung erheben.

Dieſe Beſchuldigung iſt dem Beſchuldigten mit der Vorladung
zur Hauptverhandlung abſchriftlich zuzuſtellen, wenn ſie ihm nicht
ſchon vorher eröffnet oder zugeſtellt worden iſt.

1. Ueber Vertretung der Staatsanwaltſchaft bei den Amtsgerichten:
§§. 3. 4. 33. 35 der Dienſtvorſchriften für die St.A. v. 17. Aug.
1864 R.B. Nr. 39. Ueber das dienſtlicheVerhältnißder St.A. zu
den Amtsgerichten , über die Formen des Verkehrs unterBeiden, über
Erledigung von Beſchwerden : §§. 24— 28 daſ. Ueber das Einſchrei¬
ten der Amtsgerichte ohne Antrag der St.A. in eilenden Fällen:
§. 6 der Inſtr. f. Amtsgerichte v. 30. Aug. 1864 R.B. Nr. 46.
— Ueber den Vollzug der obigen Vorſchriften in Zoll- und Steuer¬
ſtrafſachen: Art. 38 u. ff. der inAnm. 4 zu §. 301 angef. Vdg.

2. Mit Stellung des Antrags auf Einleitung einer Unterſ. können
in einzelnen Bezirken auch Polizeibedienſtete, z. B. Brigadiers der
Gendarmerie, von den Oberſtaatsanwälten beauftragt werden. ö. 4
der Dienſtvorſchr . f. d. St. A., Ziff. 5 der Verordn. des Min. d. Inn.
v. 22. Sept. 1864 CV.Bl. Nr. 16, die Anzeigen der Gendarmerie
betreffend.

3. Ueber den Inhalt der Beſchuldigung in Polizeiſtrafſachen §. 7
des Geſ. v. 28. Mai 1864 R.B. Nr. 23 über das Verfahren in
Pol. Str. S

303. (Einſtellung des Verfahrens.) Der Amtsrichter
kann in den zu ſeiner Gerichtsbarkeit . . unter den

Vorausſetzungen der §§. 202 und 206, und inPrivatanklage¬
ſachen überdies unter der Vorausſetzung des §.?, das Verfahren
einſtellen ; in den Fällen des §. 206 iſt die daſelbſt vorgeſchriebene
Form anzuwenden.

Dem Privatankläger oder der Behörde, welche die Anklage er¬

hoben hat, ſowie dem Beſchuldigten iſt hiervonNachricht zu geben.
Wenn die Einſtellung der Unterſuchung nicht mit Zuſtimmung

es Privatanklägers oder der Behörde, welche die Beſchuldigung
er.oben hat, erfolgt iſt, ſo ſteht dieſen hiergegen die Beſchwerde¬
führung zu.2Das Amtsgericht iſt hier nicht, wie in kreis- und ſchwurgerichtlichen

Sachen der U.Richter, an die Zuſtimmung des St.A. gebunden ; die:

k
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ſem iſt nur Nachricht von der verfügten Einſtellung zu geben und es
ſteht ihm, wenn er nicht ſelbſt darauf angetragen oder ſich damit ein:
verſtanden erklärt hat, die Beſchw.F. zu.

304. (Hauptverhandlung. Schöffen.) Wenn die Un:
terſuchung nicht eingeſtellt wird, fo iſt die Hauptverhandlung an:
zuordnen.

Dieſe findet vor dem Amtsrichter Statt, und es werden hierzu
bei den in Ziff. 1 bis 26 der Beilage J. zur Gerichtsverfaſſung
bezeichneten Strafſachen zwei Schöffen nach den Vorſchriften der
Beilage II. beigezogen.

Vgl. SS. 8. 9 der Inſtruktion v. 30. Aug. 1864 R.B. Nr. 46.
1. Die in Ziff. 28 der J. Beilage zur G. Vfſſg. erwähnten Ber:

gehen ſind in der Anm. zu Beil. J. zuſammengeſtellt. Sie werden,
nebſt den in Ziff. 27 daſ. genannten Zoll⸗, Accis⸗ und andern Steuer:
vergehen , nach obiger Beſtimmung von dem Amtsrichter allein, auf
Grund einer öffentlichen und mündlichenHauptverhandlung, aber ohne
Beizug von Schöffen, abgeurtheilt.

2. Ueber Amtsverbrechen der Schöffen ſ. Anm. 4 zu §. 273.
305. (Verhandlung ohne Schöffen.) Wenn der Beſchul¬

digte bei Vergehen der im §. 307 bezeichneten Art in der Haupt¬
ſache geſtändig iſt, ſo wie in dringenden Fällen, deren Aburthei¬
lung ſich nicht ohne Nachtheil für den Beſchuldigten oder für die
Sache bis zur nächſten regelmäßigen Sitzung verſchieben läßt,
kann der Richter mit Zuſtimmung des Beſchuldigten ohne Zu¬
ziehung von Schöffen und ohne Hauptverhandlung ſofort zur Fäl¬
lung des Urtheils ſchreiten.

Der Grund, aus welchem eine Aburtheilung ohne Schöffen ge¬
ſchieht, iſt in jedem Falle aktenmäßig zu machen.

Vgl. §. 10 der Inſtr. v. 30. Aug. 1864 R.B. Nr. 46.
1. Der Paragraph unterſcheidet zwei Fälle, bei welchen die Aburthei¬

lung durch den Amtsrichter allein, ohne Schöffen und ohne Haupt —

verhandlung geſtattet iſt:
a. diejenigen, in welchen nur eine Geldſtrafe (bis zu 300 fl.,

ſ. §8. 15 der G.Vfſſg.) oder nur Gefängnißſtrafe bis zu 8 Tagen
zu erkennen und in welchen der Beſchuldigte in der Hauptſache
geſtändig iſt;

b. dringende Fälle, deren Aburtheilung ſich ohne Nachtheil nicht
verſchieben läßt, mag übrigens nur eine Strafe von der in Ziff. 1

erwähnten Art oder eine höhere Strafe zu erkennen ſein.
Unter beiden Vorausſetzungen muß der Beſchuldigte in die Abur¬

theilung ohne Schöffen und ohne Hauptverhandlung ausdrücklich ein¬

willigen . Auch verſteht es ſich, daß dem Beſchuldigten vollſtändiges
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rechtliches Gehör zu geſtatten iſt und daß ſeine Vertheidigungsgründe
erhoben werden müſſen, ſoweit ſie erheblich ſind.

Bei ſolchen Strafſachen, welche nach §. 304 Abſ. 2 (vgl. Anm.
dazu) immer ohne Schöffen abgeurtheilt werden, fällt unter den an¬

gegebenen Vorausſetzungen die ſonſt nöthige Hauptverhandlung weg.
2. Der Beſchuldigte hat kein Recht, ſeine Aburtheilung ohne Schöffen

und ohne Hauptverhandlung zu verlangen; er kann nur einen darauf

gerichteten Wunſch ausſprechen , welcher dem richterlichen Ermeſſen
unterliegt und welchem dann nicht zu entſprechen ſein wird, wenn das

Intereſſe der Gerechtigkeit oder der Moral die öffentliche Verhand¬

lung fordert.
3. In Fällen, welche nach §. 304 vor die Schöffen gehören , kann

unter den geſetzlichen Vorausſetzungen der Beizug von Schöffen nur
zugleich mit der Hauptverhandlung, nicht eine dieſer Formen für ſich

allein, beſeitigt werden.
306. (Vorladung.) Zur Hauptverhandlung werden vorge—

laden: der Beſchuldigte , der Beſchädigte oder Ankläger und die

nöthigen Zeugen und Sachverſtändigen. Iſt die Anklage von dem

Staatsanwalte oder von einer Polizei - oder ſonſtigen Verwal¬

tungsbehörde erhoben, oder hat ſich der Staatsanwalt, ſoweit dieß

geſetzlich zuläſſig iſt, der Privatanklage angeſchloſſen, ſo wird ihm
oder der ſonſtigen anklagenden Behörde Nachricht von der Tag¬

fahrt gegeben.
Statt mündlicher Vernehmung der Sachverſtändigen kann die

Vorleſung ihres ſchriftlichen Gutachtens eintreten, ſofern letzteres

nicht einer näheren Begründung oder Erläuterung bedarf.
Vgl. SS. 8 bis 13 der Inſtr. v. 30. Aug. 1864 über Anberau¬

mung und Abhaltung der Urtheilsſitzungen, mit und ohne Schöffen,
über Feſtſetzung beſtimmter Sitzungstage, über außerordentliche Sitz¬

ungen u. dgl.
Anſchließung des St.A. an eine Privatanklage: Str.G. B. $$. 317.

318. Vgl. unten §. 328.
Vertretung der Staatsanwaltſchaft in der Hauptverhandlung über

Steuer- und Zollvergehen: Art. 42 —44 der Vdg. v. 22. Sept. 1864,
das Verfahren in Steuer- und Zollſtrafſachen btr., R.B. Nr. 51.

307. Wenn der vorgeladene Beſchuldigte nicht erſcheint, ſo wird

gegen ihn nach §. 253 verfahren .
Findet jedoch der Amtsrichter , daß gegen den Beſchuldigten nur

Geldſtrafe oder nur Gefängnißſtrafe von höchſtens acht Tagen zu
erkennen ſei, ſo kann er, ſtatt Erlaſſung eines Vorführungsbe¬
fehls, den ausgebliebenen Beſchuldigten nochmals vorladen, mit

==*
.
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der Androhung , daß er im Falle abermaligen Nichterſcheinens als der
in der Beſchuldigung bezeichneten That geſtändig angeſehen und zu
der, in derVorladung anzugebenden, Strafe werd, lt werden.

Vgl. W. Brauer Beiträge S. 123 Ann. 18 S. 159Ziff.7
S. 164 und 166.

1. Auf Grund des in Abſ. 2 bezeichneten Verfahrens kann keine
höhere Strafe erkannt werden, als welche auch in Folge eines beding¬
ten Strafbefehls verhängt werden könnte (§. 315), alſo Gefängniß¬
ſtrafe von ö acht Tagen oder Geldſtrafe bis zu 300 Gulden
(G.Vfſſg. §. 15). Nur in dieſen geringen Fällen geſtattet das Ge¬

ſetz die Annahme eines fingirten Geſtändniſſes als Folge des Aus¬
bleibens oder Stillſchweigens des Beſchuldigten . —Ob dann, wenn
Geld⸗ und Gefängnißſtrafe neben einander erkannt werden ſollen, die
Beſtimmung des Abſ. 2 Anwendung finde, ſcheint zweiſelhaft ; jeden¬
falls dürfte die ſubſidiär an Stelle der Geldſtrafe tretende Gefäng¬
nißſtrafe in Verbindung mit der primär ausgeſprochenen das Maaß
von acht Tagen nicht überſchreiten . Vgl. Bekk Anm. S. 17. Ueber
die I der Geld- in Gefängnißſtrafe: §. 162 Str.G. B.,
§. 19der Inſtr. v. 30. Aug. 1864 R. B. Nr. 46.

Konfokation einzelner Gegenſtände iſt zwar unter den Strafen,
zu deren Eren nung die Amtsgerichte ermächtigt ſind, nicht genannt ,
allein es unterliegt wohl keinem Zweifel, daß die Amtsgerichte in
Strafſachen ihrer Gerichtsbarkeit (namentlich in Zoll- und Steuer¬
ſtrafſachen) auch zur Erkennung der Konfiskation berechtigt ſind. Zur
Beurtheilung der Grenze ihrer Gerichtsbarkeit iſt der Werth der zu
konfiszirendenGegenſtände mit der Geldſtrafe zuſammenzurechnen . Vgl.
Art. 40 der zu §. 306 ig Vdg.

2. Ueber Zuſtellungder Ladung: §. 149 Abſ. 4
3. Ueber das Verfahren gegen Ausbleibende in Polizeiſtrafſachen:

§. 1 des Geſ. v. 28. Mai 1864 R.B. Nr. 23 über das Verfahren
in P.Str.S

308. (Verhandlung.) DerBeſchuldigte kann in der Haupt¬
verhandlung mit einem Vertheidiger erſcheinen; von Amtswegen
wird ein ſolcher nicht beigegeben.

Die Beſchuldigung iſt mündlich vorzutragen . Iſt der Privat¬
ankläger ausgeblieben, ſo tritt der in den §§. 319, 320 gedrohte
Rechtsnachtheil ein, ausgenommen , wenn der Staatsanwalt ſich
der Privatanklage angeſchloſſen hat.

1. Aus Abſ. 2 folgt, daß, wenn die Staatsanwaltſchaft (bezw.
eine dieſelbe vertretende Polizei-, Verwaltungs⸗ oder Finanzbehörde ,

44) die Beſchuldigung erhoben hat, ein Vertreter derſelben in der
Hauptverhandlung erſcheinen muß, um die Beſchuldigung mündlich
vorzutragen und zu begründen. Das Ausbleiben derſelben würde
eine Verletzung ihrer Amtspflicht ſein. — Ueber die Thätigkeit des
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Vertreters der St.A. in der Hauptverhandlung : $. 37 der Dienſt¬
vorſch. für die St.A. v. 17. Aug. 1864 RB. Nr. 39.

2. In Polizeiſtrafſachen wird ausnahmsweiſe ein Vertheidiger auch

in Abweſenheit des Beſchuldigten zugelaſſen : . 12 des Geſ. vom
28. Mai 1864 R.B. Nr. 23.

3. Der Privatankläger kann die Beſchuldigung ſelbſt vortragen oder

durch einen Bevollmächtigten vortragen laſſen. §§. 319. 324. Ueber
29* * 4 9 * 4 08 4 —

die Folgen ſeines Ausbleibens: §. 319 Abſ. 2. §. 320 Abſ.2. §. 325.©

309. Der Amtsrichter vernimmt den Angeſchuldigten und die

Auskunftsperſonen und erhebt die ſonſtigen Beweiſe.
Wenn ſich neue Thatſachen ergeben, worüber die Beweiſe nicht

ſofort beigebracht werden können , ſo kann eine neue Verhandlung

angeordnet werden.
310. Während einer Verhandlung können die Schöffen, nach¬

dem ſie von dem Amtsrichter das Wort erhalten haben, einzelne

Fragen an den Angeſchuldigten , die Zeugen und Sachverſtändigen
richten .

311. (Urtheil.) Nach geſchloſſener Verhandlung erläßt der

Amtsrichter mit den Schöffen das Urtheil , welches nebſt den Ent¬

ſcheidungsgründen dem Vertreter der Beſchuldigung und dem Be¬

ſchuldigten ſogleich verkündet oder, wenn einer von ihnen ausge¬

blieben iſt, demſelben ſchriftlich zugeſtellt wird. Iſt der Aufenthalt

des Beſchuldigten unbekannt, ſo wird ihm das Urtheil, dem we¬

ſentlichen Inhalte nach, ohne die Entſcheidungsgründe, öffentlich

verkündet.
1. Nach dieſem Paragraphen iſt auch dann zu verfahren , wenn der

der Beſchuldigte , ſei es auf die erſte oder die zweite ($. 307) Ladung

ausgeblieben und wenn er im letztern Fall als der That geſtändig
anzuſehen iſt. Vgl. §. 354 Abſ. 2.

2. Ueber das Verhandlungsprotokoll: §. 17 der Inſtr. vom 30.
Aug. 1864, die Faſſung des Urtheils und der Entſcheidungsgründe:
§. 18 daſ.

312. Das Urtheil iſt vom Amtsrichter und den beiden Schöffen

gemeinſchaftlich nach Stimmenmehrheit zu beſchließen.
Der Amtsrichter gibt ſeine Stimme zuerſt ab. Er ertheilt den

Schöffen die nöthige Erläuterung und Rechtsbelehrung .
Die Berathung und Abſtimmung erfolgt nicht öffentlich.
313. (Entſcheidungsgründe.) Die Entſcheidungsgründe
Ger.B. u. St.4.8. 15
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müſſen die Thatſachen, welche das Amtsgericht als erwieſen an—

geſehen und feinem Urtheil zu Grunde gelegt hat, ſowie die ange—
wendeten Geſetzesſtellen bezeichnen .

Bei mündlicher Verkündung des Urtheils kann ſich der Amts¬
richter auf Eröffnung des Weſentlichſten der Entſcheidungsgründe
beſchränken, er hat aber die nähere Ausführung derſelben ſofort
nach der Verhandlungstagfahrt zu den Akten zu bringen, und
dieſelbe auch der ſchriftlichen Ausfertigung des Urtheils beizu¬
fügen.

1. Ueber den Inhalt der Entſcheidungsgründe ſ. §. 18 der Inſtruk—
tion für die Amtsgerichte v. 30. Aug. 1864 R.B. Nr. 46. Bezeich¬
nung der Beweismittel ſcheint aus demſelben Grunde, wie bei §. 300,
nöthig.

2. Wegen der Bedeutunng der hatſächlichen Feſtſtellung für die
Rekursinſtanz ($. 393) iſt die Ausarbeitung der Entſch.Gr. des erſt¬2 lichen Urtheils von vorzüglicher Wichtigkeit. Es iſt nothwen¬
dig,daßder Richter erſter Inſtanz die von ihm für erheblich erachte¬
ten Thatſachen beſonders ſcharf hervorhebe und ſpezialiſire. Je ſchärfer
und prägnanter die einzelnen?K welche als bewieſen erachtet
worden, hervorgehoben werden und jegeſchloſſener die Ausdrucksweiſe
in der Redaktion iſt, deſto ſicherer ö. auch die aus ihnen gezogene
Schlußfolgerung auf a beruhen und deſto eher die ZuſtimmungdesOberrichters erhalte Die präziſe Hervorhebung der einzelnen
Thatſachen wird za nden Richter ſelbſt nöthigen, jede einzelne der¬
ſelben an ſich und in ihrem Zuſammentreffen ſcharf in das Auge zu
faſſen und ebenſo den Beweis als die Erheblichkeit derſelben zu prü¬
fen. Sie wird ihn ſelbſt über das Ergebnißdes Beweiſes und die
einzelnen Beſtandtheile deſſelben klarer machen und daher auch ein
klares und beſtimmtes Urtheil herbeiführen . — Auch für das Rechts¬
mittel der Wiederaufnahme des Verfahrens iſt eine gründliche und
vollſtändige Abfaſſung der thatſächlichen Feſtſtellung von größter Wich¬

—tigkeit. Schwarze im G. Saal IE, 1. S. 473.
3814. (Unzuſtändigkeit .) Das Amtsgericht hat ſich der Ab¬

urtheilung zu unterziehen, auch wenn es der Anſichtiſt, daß eine
ſeine Befugniſſeüberſteigende Strafe zu erkennen wäre, ſofern
nicht eine ſolche höhere Strafe — iſt.

Hält ſich dagegen das Amtsgericht wegen der Beſchaffenheit der
That für nicht zuſtändig, ſo hat es unter gehöriger Begründung
ſeiner Anſicht die Akten dem Staatsanwalte zur Vorlage an die
Rathskammer mitzutheilen . Die letztere kann jedoch auch in dieſem
Falle nach Vernehmung des Staatsanwalts die Sache an das
Amtsgericht zur Aburtheilung zurückweiſen.



Strafprozeßordnung . FS 315. 227

Zu Abſ. 1 vgl. Ger. Vf. §. 15 und Anm. 1, zu Abſ. 2 vgl.
§. 248 Abſ. 4 und Anm. 9 dazu.

2. Wenn der St. A. beabſichtigt , eine die Strafgewalt des Amts¬
gerichts überſteigende Strafe zu beantragen, ſo ſollte er dieß ſchon in
der Vor⸗U. thun, damit eine zweckloſe Hauptverhandlung vermieden
werde. Es iſt anzunehmen, daß der St.A. ſich mit einer innerhalb
der amtsrichterlichen Strafgewalt liegenden Strafe begnügen wolle, wenn
er, ohne eine beſtimmte Strafe zu bezeichnen, den Antrag auf Ab¬

urtheilung durch das Amtsgericht geſtellt hat. Das Amtsgericht muß
dieſem Antrage entſprechen. Ueber Privatanklageſachen ſ. S. 323
mit Anm.

3. Die in Abſ. 2 vorgeſchriebene Mittheilung der Akten an den
St.A. fällt weg, wenn es ſich um eine Privatanklage handelt; die

Vorlage an die R. und A.Kammer geſchieht dann unmittelbar dur
das Amtsgericht.

J. In Privatanklageſachen kann die R und A.Kammer eine Sache
auch dann an das Amtsgericht zurückweiſen, wenn fie nur eine inner—

halb der Strafgewalt des letztern liegende Strafe für begründet er
achtet . $. 323 Abſ. 3. Für andere Strafſachen iſt der R- und
A Kammer in §. 314 dieſe Befugniß nicht eingeräumt, es find daher
die nach Abſ. vorgelegten Sachen an die Strafkammer zu verweiſen,
welche ſichder Aburtheilung zu unterziehen hat

315. (Bedingter Strafbefehl. Wenn nach den in der

Anzeige eines ntlichen Bedienſteten angegebenen Umſtänden ein

Vergehen vorliegt, deſſen Anzeigung zu dem Geſchäftskreiſe deſſel¬
ben gehört und welches nur Geldſtrafe oder nur Gefängnißſtrafe
von höchſtens acht Tagen begründet, ſo kann der Amtsrichter un—

ter der Vorausſetzung des §. 2 einen beſtimmten Strafbefehl er¬

laſſen.
Der Strafbefehl muß die Bezeichnung der dem Angezeigten zur

Laſt gelegten That, des hierauf anwendbaren Strafgeſetzes und
der hiernach verwirkten Strafe enthalten, mit dem Beifügen, daß
die Anſchuldigung als zugeſtanden angeſehen und die gedrohte
Strafe in Vollzug geſetzt werden würde, wenn der Angezeigte nicht
binnen vierzehn Tagen Einſprache erhebe.

Vgl. Schwarze in der Str.R. Ztg. 1863 S. 102. SJ. 20 der
Inſtr. v. 30. Aug. 1864 R. B. Nr. 46. ;

1. Auf Anzeigen wegen Steuer⸗ oder Zollvergehen , welche nach
Geſ.v. 22. Juni 1837 R.B. Nr. 20 an das Gericht gelangen, weil
der Angezeigte gerichtliche Unterſuchung und Aburtheilung verlangt
hat, kann, eben wegen dieſer Erklärung, ein bed. Strafbefehl nicht er¬
laſſen werden. Dagegen erſcheint ein ſolcher zuläſſig, wenn die ge¬
richtliche Verfolgung nur deßwegen eingeleitet wurde, weil der Be¬
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ſchuldigte auf die Vorladung der Finanzbehörde nicht erſchienen iſt
oder ſich dem Ausſpruche der letztern nicht ausdrücklich unterworfen
hat. Art. 37 der V. v. 22. Sept. 1864 R.B. Nr. 51.

2. Geldſtrafe kann von den Amtsgerichten nur bis zu dem Betragevon 300 fl. erkannt werden. G.Vfſſg. §. 15.
3. Ueber die Frage, ob und inwiefern beiderlei Strafen in dem

bed. Strafbefehl verbunden werden dürfen, ſ. Anm. J zu $. 307.
4. Ueber Erlaſſung bed. Strafbefehle in Polizeiſtrafſachen ſ. §. 5

des Gef. v. 28. Mai 1864 R.B. Nr. 23 über das Verfahren in
Pol. Str. S.

316. Der Strafbefehl muß dem Angezeigten in Perſon zuge¬
ſtellt werden.

Verſtreicht die anberaumte Friſt ohne Einſprache , ſo iſt die an¬
gedrohte Strafe ohne weiteres Verfahren in Vollzug zu ſetzen.
Wiederherſtellung gegen den Ablauf der Friſt findet nur unter den
Vorausſetzungen des §. 156 Statt.

Wird Einſprache erhoben, ſo iſt das Verfahren nach $. 301 ein:
zuleiten , ſofern nicht der Amtsrichter den Strafbefehl wieder auf¬
hebt. Erſcheint der Beſchuldigte in der hierauf anberaumten Ver¬
handlung nicht, ſo iſt die Einſprache als nicht erfolgt zu be¬
trachten.

Iſt aber die Einſprache nur gegen die Gattung oder Größe der
gedrohten Strafe gerichtet , ſo wird ſie, ſofern der Amtsrichter
nicht ſelbſt eine entſprechende Aenderung eintreten läßt, als Rekurs
behandelt.

Die Aktenſtücke über den erlaſſenen Befehl ſind dem Staatsan¬
walt zur Einſicht mitzutheilen .

1. Die in Abſ. 5 verordnete Mittheilung ſoll dem St. A. Gelegen¬
heit geben, zu prüfen, ob der Strafbefehl nicht etwa eine Ueberſchrei¬
tung der amtsgerichtlichen Strafgewalt enthalte und deßhalb durch
Rekurs anzufechten ſei. Prot. der 2. K. v. 2. Juni 1863 S. 584.

2. Ein rechtskräftig gewordener Strafbefehl begründet das „nonbis in idem“ wie ein Endurtheil. S. Anm. 5 u. ff. zu §. 247.

XXI. Titel. Von der Privatanklage.
Zentner im Mag. IV., 247. — Ann. 25, 28. Pfeiffer

daſ. 305 und 26, 92.
317. (Verfahren im Allgemeinen.) Die Vorſchriften

des ordentlichen Strafverfahrens finden auch in Fällen der Pri¬
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